Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/775 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


beti . Vorschläge zur Rüstungsbegrenzung und Siche- 
rung des Friedens 


Wir f ragen die Bundesregierung: 

1. Welche Erläuterungen kann die Bundesregierung in Wei- 
terführung ihrer Note vorn 25. März 1966 zu ihrem Vor- 
schlag geben, die Verhinderung der Weiterverbreitung von 
Nuklearwaffen schrittweise herbeizuführen? 

2. Unter weichen Voraussetzungen ist die Bundesregierung 
bereit, über den Produktionsverzicht der Bundesrepublik 
Deutschland hinaus, wie er in den Zusatzprotokollen an- 
läßlich des Beitritts der Bundesrepublik Deutschland zur 
Westeuropäischen Union vertraglich festgelegt worden ist, 
in Zusammenhang mit umfassenden Abkommen über die 
Verhinderung der Weitergabe von Nuklearwaffen auch 
einen Erwerbsverzicht für nukleare Waffen zu verein- 
baren? 

3. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über das 
von ihr vorgeschlagene Abkommen der Nuklearmächte, 
wonach keine Kernwaffen in die nationale Kontrolle 
anderer Länder gegeben werden dürfen? 

4. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über das 
von ihr vorgeschlagene Abkommen, das das Ziel hat, die 
Zahl der Atomwaffen in Europa schrittweise zu verringern? 

5. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu den Bot- 
schaften des Präsidenten Johnson vom 27. Januar 1966 
und des Ministerpräsidenten Kossygin vom 1 . Februar 1966 
an die Genfer Abrüstungskonferenz ein, soweit sie 
nukleare Garantien für solche Länder betreffen, die sich zu 
einem nichtnuklearen Status verpflichten? 

6. Wie bewertet die Bundesregierung den im italienischen 
Entwurf einer einseitigen Erklärung über den Nichterwerb 
von Kernwaffen vom 14. September 1965 enthaltenen Vor- 
schlag eines Moratoriums? 
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7. In welcher Form wird die Bundesregierung ihr Angebot an 
die Regierungen Osteuropas, förmliche Erklärungen über 
einen Gewaltverzicht auszutauschen, weiterverfolgen? 

8. Auf welche Weise will die Bundesregierung ihren Vor- 
schlag, bilaterale Vereinbarungen mit den osteuropäischen 
Staaten über den Austausch militärischer Beobachter bei 
Manövern der Streitkräfte weiterverfolgen oder erwei- 
tern? 

9. Wie bewertet die Bundesregierung die ihr auf die Frie- 
densnote vom 25. März 1966 übermittelten Antworten; er- 
kennt sie darin Ansatzpunkte für eine Weiterentwicklung 
ihrer eigenen Vorstellungen? 

10. Flat die Bundesregierung über ihre in der Friedensnote 
vom 25. März 1966 ausgedrückte Bereitschaft zur Teil- 
nahme an einer VVeitabrüstungskonferenz hinaus Schritte 
unternommen, um auf die Einberufung einer solchen Kon- 
ferenz hinzuwirken und ist sie bereit, für eine solche Kon- 
ferenz umfassende Pläne auszuarbeiten? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge aus Ost 
und West für eine europäische Sicherheitskonferenz? 

12. Welche Möglichkeiten erkennt die Bundesregierung, er- 
folgversprechende Initiativen zur Rüstungsbegrenzung und 
zur Friedenssicherung mit erfolgversprechenden Initiativen 
zur schrittweisen Lösung des Deutschlandproblems zu ver- 
binden? 
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